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Kommentar
André Bochow
zur Forderung nach Investitionen in den Katastrophenschutz

E in Hochwasser jagt das nächs-
te, Trockenheit führt zu ver-
heerenden Bränden, Stürme
zerstören unsere Wälder und

beschädigen die Infrastruktur. Allein
das Hochwasser von 2021 hat Schäden
in Höhe von 12,5 Milliarden Euro ver-
ursacht. Da sind Investitionen von
10Milliarden Euro im Land der nicht
vorhandenen oder nicht funktionie-
renden Sirenen mehr als angemessen.

Es sind allerdings einige Dinge aus-
einanderzuhalten. Vor allem der Zivil-
schutz und der Katastrophenschutz.
Für den Schutz der Zivilbevölkerung
vor Kriegsfolgen ist laut Grundgesetz
der Bund zuständig, den Schutz vor
Natur- und sonstigen Katastrophen
organisieren die Länder. Weil im Falle
eines Falles aber Bund und Länder eh
zusammenarbeiten, soll nun ein ge-
meinsames Kompetenzzentrum gebil-
det werden. Zu den Eigentümlichkei-
ten unseres föderalen Staates gehört

es, dass Zivil- und Katastrophen-
schutz nicht gleich zusammengelegt
und in die Verantwortung des Bundes
übergeben werden. Die Verfassung
kann man ändern, wenn es nötig ist.

Ausrüstungen für Rettungskräfte,
Warnsysteme, medizinische Nothilfe
für Tausende und anderes mehr kos-
ten Geld. Trotzdem ist es reichlich
fantasielos, Milliarden zu fordern, um
sie für die Folgen von Katastrophen
auszugeben. Sinnvoller wäre Präventi-
on. Renaturierung von Flüssen, Er-
richtung von Deichen und Brand-
schutzstreifen in Wäldern, Entsiege-
lung von Flächen, keine ufernahen
Bebauungen. Das könnte Katastro-
phen verhindern, die viel teurer sind
als jeder Katastrophenschutz. Und
wer die Zivilbevölkerung vor Tod und
Verletzung bewahren will, muss Krieg
verhindern. Wenn in Deutschland erst
einmal Bunker nötig werden, braucht
man eigentlich keine mehr.

Geld präventiv einsetzen

Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hatte im Bundestag
angekündigt, er wolle Vertreter von Arbeitnehmern und Ar-
beitgebern zu einer „konzertierten Aktion“ zusammenru-
fen. „Gemeinsam mit den Sozialpartnern wollen wir disku-
tieren, wie wir mit der aktuellen Preisentwicklung umge-
hen“, sagte Scholz. Es gehe um eine „gezielte Kraftanstren-
gung in einer außergewöhnlichen Situation“. Einen Zeitplan
oder konkrete Ziele nannte der Bundeskanzler nicht.

Auch aus den Gewerkschaften gab es positive Signale. Die
Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbunds, Yasmin
Fahimi, betonte, dass die Sozialpartnerschaft „stets eine
tragende Kraft unserer Marktwirtschaft“ gewesen sei und
dies in Krisenzeiten „in besonderem Maße unter Beweis
stellen“ könne. „Ziel einer konzertierten Aktion muss es
sein, die derzeitigen Belastungen für Privathaushalte und
Wirtschaft zu mindern sowie eine widerstandsfähigere und
nachhaltigere Wirtschaft auszubauen“, sagte Fahimi. dpa

STICHWORT KONZERTIERTE AKTION Teuerung
Arbeitgeber loben
Scholz-Vorstoß
Berlin.Die Arbeitgeber haben die
Ankündigung von Kanzler Olaf
Scholz (SPD) über eine „konzer-
tierte Aktion“ angesichts der ho-
hen Teuerung begrüßt. „Wir Ar-
beitgeber sind uns unserer Ver-
antwortung bewusst“, erklärte
Arbeitgeberpräsident Rainer Dul-
ger. „Arbeitgeberverbände und
Gewerkschaften haben in den bis-
herigen Krisen immer konstruk-
tiv an Lösungen mitgearbeitet.
Wir werden es auch dieses Mal
tun“, erklärte Dulger. dpa
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Leitartikel
Igor Steinle
zur deutschen Exportwirtschaft

D er Ukraine-Krieg trifft
die deutsche Industrie
in ihrem Wesenskern.
Der besteht im Grunde
daraus, günstige Roh-
stoffe und Energie ein-

zukaufen und daraus Maschinen, Au-
tos oder Chemiegüter für den Welt-
markt herzustellen. Dieses System hat
jahrzehntelang mehr oder weniger
funktioniert und für Wohlstand ge-
sorgt. Dabei hat Deutschland als roh-
stoffarmes Land eigentlich noch nicht
mal günstige Ausgangsbedingungen
für diese Art zu wirtschaften. Doch
weil das Gas immer zuverlässig durch
die Pipelines strömte und es für Con-
tainerschiffe quasi keine Grenzen gab,
konnte die Industrie dieses Modell
dennoch zur Perfektion führen.

Doch die billige Energie, die das
deutsche Exportwunder ermöglicht
hat, kam vornehmlich aus russischen
Öl- und Gasfeldern. Ohne diese Be-
zugsquellen werden die Preise so
schnell wohl nicht wieder sinken. Da-
für sorgt jetzt der Wirtschaftskrieg
zwischen dem Westen und Russland.
Früher oder später hätten allerdings
auch CO2-Preise denselben Effekt her-
beigeführt.

Hinzu kommt, dass die deutsche
Wirtschaft sich auch beim Export zu
abhängig gemacht hat. Der Umsatz
einzelner Branchen wie etwa der Au-
toindustrie hängt zu fast 40 Prozent
von China ab. Dass man sich hier
breiter aufstellen muss, haben die Un-
ternehmen längst erkannt.

Das liegt nicht nur an der irrationa-
len Null-Covid-Politik der Chinesen,
die die Weltwirtschaft durcheinander-
bringt. Auch der moralische Druck
auf die Unternehmen steigt, je mehr
Leid den Uiguren oder irgendwann
womöglich auch den Taiwanern ange-
tan wird.

Die Globalisierung wird deswegen
nicht zu Ende gehen, dafür sind alle
Länder dieser Erde viel zu sehr ange-

wiesen auf die globale Arbeitsteilung.
Soll der Handel mit einem Partner al-
lerdings zurückgehen, muss er mit an-
deren intensiviert werden, will man
keine Wohlstandsverluste hinnehmen.
Dass Freihandelsabkommen mit Ka-
nada und den USA daher noch immer
auf Eis liegen, ist rational nicht nach-
zuvollziehen und liegt auch an erfolg-
reichen Desinformationskampagnen
rund ums Chlorhühnchen, das noch
im Bewusstsein vieler Menschen ist.

Auch nicht schaden würde es, wäre
das Land weniger abhängig von ener-
gieintensiven Exportgütern. Denn ob
die im Zuge der Energiewende, die
ebenfalls eine Verknappung des Ener-
gieangebots mit sich bringen wird,
hierzulande überhaupt noch eine Zu-
kunft haben, ist nicht ausgemacht.
Längst bekannt sind hingegen die
Technologien der Zukunft, sie liegen
im Bereich der Bioökonomie, der Di-
gitalisierung und auch der Gentech-
nik. Doch in vielen dieser High-Tech-
Domänen wurde Europa längst abge-
hängt von Asien und den USA, was
ebenfalls an irrationalen Ängsten des
alten Kontinents liegt, die eine Über-
regulierung durch die EU zur Folge
hatten.

Will Deutschland auch trotz eines
Anteils von nur einem Prozent an der
Weltbevölkerung viertgrößte Volks-
wirtschaft mit entsprechendem Wohl-
stand bleiben, muss es sich deswegen
überlegen, was es der Welt in Zukunft
noch anbieten will.
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Ungewisse Zukunft

Die billige Energie
für das deutsche

Exportwunder kam vor
allem aus russischen
Öl- und Gasfeldern.

Weizen steckt in
derUkraine fest

R ussland blockiert die
Schwarzmeerhäfen
in der Ukraine – und
damit den auch für
Nordafrika und den
Nahen Osten so

wichtigen Export von Weizen
über den Seeweg. MillionenMen-
schen droht Hunger. EU-
Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen zog beimWeltwirt-
schaftsforum in Davos histori-
sche Parallelen: „Das erinnert ei-
nige an eine dunkle Vergangen-
heit – die Zeiten der sowjetischen
Beschlagnahme der Ernten und
der verheerenden Hungersnot
der 30er Jahre.“

Umwie vielWeizen geht es? Schät-
zungen gehen von fünf bis sechs
Millionen Tonnen proMonat aus.
Zum Vergleich: Der Hamburger
Hafen setzt zwischen sechs und
sieben Millionen Tonnen Agrar-
produkte um – pro Jahr. Für rund
die Hälfte davon zeigt sich die
Firma HaBeMa Futtermittel ver-
antwortlich. Deren Geschäfts-
führer Jes-Christian Hansen be-
suchte Anfang Mai verschiedene
Orte entlang der ukrainischen
Grenze: „Putin hat den Export
über den Seewegmomentan kom-
plett zerstört und Schifffahrt un-
möglich gemacht.“

Warum ist der Seeweg so wichtig?
Agrarlogistiker Hansen rechnet
vor: Ein Panamax-Schiff (230Me-
ter lang und 32 Meter breit) kann
zwischen 55 000 und 70 000 Ton-
nenWeizen transportieren. Züge
aus Osteuropa kommen hingegen
mit maximal 1800 Tonnen in Zen-
traleuropa an, ein 40-Tonner-Lkw
schafft netto in etwa 26. „Um ein
Schiff zu kompensieren“, sagt
Hansen, „braucht man also über
30 Züge oder 2300 Lkw“.

Wie versucht die EU, zu helfen?Die
Kommission setzt einerseits auf
eine „Schienenbrücke“, mit der
Agrarprodukte zu Häfen an der
Nordsee und der Adria transpor-
tiert werden sollen. Der zweite
Schwerpunkt der sogenannten
„Solidaritätsspuren“ liegt auf der
Straße. Für Juni und Juli setzt sich
die EU-Kommission das Ziel von
je 3 Millionen Tonnen Getreide.
Das wäre eine Verdopplung der
Menge vom Mai.

Welche Probleme gibt es mit der
Schiene? „Das Bahnnetz in der
Ukraine ist sehr umfangreich“,
sagt Agrarexperte Hansen, trotz-
dem „bekommen wir es auch mit
der Bahn nicht gut hin“. Ein Pro-

blem sind die unterschiedlichen
Spurweiten der Schienen, was an
den Grenzen zu enormem Auf-
wand beimWarenumschlag führt.
Außerdem fehlen auf europäi-
scher Seite geeignete Waggons
für den Weitertransport. Um die
Kapazitäten schnell zu steigern,
schlägt Hansen vor, Waggons mit
einer Graugussbremse zu reakti-
vieren, die aus Gründen der
Lärmemission in Deutschland
aussortiert wurden. Wie viele
davon noch unbenutzt herumste-
hen, sei allerdings derzeit unklar.
„Ob wir über 100 oder 1000 spre-
chen, ich weiß es nicht.“ Das Ei-
senbahnbundesamt sei hier in der
Pflicht, für einen besseren Über-
blick zu sorgen.

Undder Landweg?Wencke Peters-
en ist Logistikexpertin der Hilfs-
organisation Ärzte ohne Grenzen.
In Winnyzja, 270 Kilometer süd-
westlich von Kiew, hat sie ein Lo-
gistik-Lager für medizinisches
Equipment aufgebaut. Sie sagt:
„Die Straßen in der Ukraine sind
wie in Europa, die Zustände der
Trucks auch.“ Für eine Logistik
über die Straße in Kriegsgebieten
„steht Flexibilität an erster Stel-
le“. Zudem sei eine Telefonver-
bindung „extremwichtig“, ummit
den Lkw-Fahrern in Kontakt blei-
ben zu können.

Welche Rolle spielen bürokratische
Hürden? An vielen Grenzen zwi-
schen der Ukraine und der EU
kommt es zu kilometerlangen
Lkw-Staus, Lastwagen müssen
teilweise knapp drei Wochen auf
eine Abfertigung warten, Land-
wirte beschweren sich über die
„katastrophale Bürokratie“. „Der
Umschlag an den Grenzen muss

schneller realisierbar sein. Zu-
sätzlich müssen die Einfuhrrege-
lungen in die EU so einfach wie
möglich gestaltet werden“, for-
dert der CDU-Politiker Norbert
Lins, Vorsitzender des Agraraus-
schusses im EU-Parlament, in die-
ser Zeitung. Die auszuführenden
Mengen müssten „schnellstmög-
lich drastisch hochgefahren wer-
den“. Aus der Kommission kommt
Kritik an den Mitgliedsstaaten –
und der Ukraine. Die EU schrei-
be kaum etwas vor, aber die Mit-
gliedstaaten an der Grenze zur
Ukraine erschwerten unnötiger-
weise die Verzollung von Getrei-
de, moniert Maja BakranMarcich
von der Generaldirektion für
Transport im EU-Agrarausschuss.
Und der ukrainische Zoll verlan-
ge Zertifikate, die gar nicht vor-
geschrieben seien.

Kann es eine diplomatische Lösung
geben? „Wir müssen versuchen,
ob wir mit Russland darüber ver-
handeln können, Getreide aus der
Ukraine herauszubekommen“,
sagt Kommissionspräsidentin von
der Leyen in Davos. Kremlchef
Wladimir Putin hat die Bereit-
schaft erkennen lassen, einen
„grünen Korridor“ für ukraini-
sche Getreidetransporte in Erwä-
gung zu ziehen – allerdings unter
einer Bedingung, die wenig rea-
listisch erscheint: die Aufhebung
aller kriegsbedingten Sanktionen
desWestens. Die Ukraine schließt
„robuste Lösungen“ nicht aus.
Eine Möglichkeit sei die Versor-
gung der Ukraine mit einer aus-
reichenden Anzahl von Schiffsab-
wehrwaffen, sagt Vize-Agrarmi-
nister Taras Vysotsky. Er könne
sich auch international aufgestell-
te Militärkonvois vorstellen.

Kriegsfolgen Um eine globale Hungersnot zu verhindern, muss der
Getreideexport weitergehen. Doch Russland blockiert die Seewege.
Wie sehen die Alternativen aus? Von Dominik Guggemos
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Die größten Importeure

Katastrophen
Faeserweist
Forderung zurück
Berlin. Bundesinnenministerin
Nancy Faeser (SPD) hat die For-
derung Bayerns nach zehn Milli-
arden Euro für den Katastrophen-
schutz als unrealistisch zurück-
gewiesen: „Es macht jetzt auch
keinen Sinn, zu viel zu fordern.
Es geht um Steuergelder. Aber ja,
es ist klar, dass wir verstärken
müssen.“ Bayerns Innenminister
Joachim Herrmann (CSU) hatte
unter anderem auf den nötigen
Wiederaufbau des Sirenen-Warn-
systems hingewiesen dpa
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